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KANTON AARGAU

DEPARTEMENT
FINANZEN UND RESSOURCEN

20. August 2025

FRAGEBOGEN ZUR OFFENTLICHEN ANHORUNG

Gesetz liber die Grundziige des Personalrechts (Personalgesetz, PersG)

Anhoérungsdauer

Die Anhoérung dauert vom 29.08.2025 bis 28.11.2025.

Inhalt

Mit der Revision des Personalrechts sollen die personalrechtlichen Rahmenbedingungen aktualisiert
und gezielt weiterentwickelt werden. Die Anpassungen orientieren sich an den Zielen der HR-Strate-
gie 2020—2026 und bericksichtigen Entwicklungen auf Bundesebene sowie aktuelle Anforderungen
an eine transparente, faire und handlungsfahige Verwaltung.

Die vollstandigen Unterlagen zur Vorlage und zur Anhérung sind zu finden unter www.ag.ch/anh-
rungen.

Auskunftsperson
Bei inhaltlichen Fragen zur Anhérung kénnen Sie sich an die folgende Stelle wenden:

KANTON AARGAU

Departement Finanzen und Ressourcen
Karin Schnarwiler

Projektleiterin

HR Aargau

062 835 20 46

karin.schnarwiler@ag.ch

Bitte beachten Sie: Diese Anhorung wird als eAnhorung durchgefiihrt. lhre Stellungnahme reichen
Sie bitte elektronisch Uber das "Smart Service Portal" (www.ag.ch) ein. Wenn dies aus zwingenden
Griunden nicht mdglich ist, stellen Sie lhre Stellungnahme postalisch oder per E-Mail zu:

Departement Finanzen und Ressourcen
HR Aargau

Tellistrasse 67

5001 Aarau

E-Mail: personalrecht.hrag@ag.ch



http://www.ag.ch/anhörungen
http://www.ag.ch/anhörungen
karin.schnarwiler@ag.ch
https://www.ag.ch/
personalrecht.hrag@ag.ch

Kontaktangaben im Rahmen der Stellungnahme

Bitte geben Sie an, in welcher Rolle Sie an dieser Anhérung teilnehmen:
o Privatperson
o Organisation

Bitte notieren Sie lhre entsprechenden Kontaktangaben:

Name der Organisation*

Vorname

Nachname

E-Mail

* nur angeben, wenn Stellungnahme im Namen einer Organisation erfolgt
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Fragen zur Anhorung

Fragen zum Anstellungsverhéltnis

Frage 1 — Maximale Dauer der befristeten Anstellungsverhiltnisse fir befristet finanzierte Pro-
jekte verlangern

Bisher ist eine Befristung von Anstellungsverhaltnissen im Kanton Aargau auf maximal flinf Jahre be-
schrankt. In Ausnahmefallen soll es zukinftig méglich sein, diese Dauer zu verlangern. Dies gilt fur
Stellen, die im Rahmen eines Projekts mit zeitlich befristeten Mitteln finanziert werden. Dazu ist die
Schaffung von § 3a Abs. 1 (neu) PersG notwendig. Mit dieser Anpassung soll mehr Flexibilitat bei
langfristigen Projekten geschaffen und deren Kontinuitat sichergestellt werden.

Siehe Kapitel 4.2.2 und 5.3 des Anhdrungsberichts.

Sind Sie damit einverstanden, die maximale Dauer der befristeten Anstellungsverhaltnisse fir befris-
tet finanzierte Projekte durch die Schaffung von § 3a Abs. 1 (neu) PersG zu verlangern?

Bitte wahlen Sie eine Antwort aus:

vollig einverstanden
eher einverstanden
eher dagegen
vollig dagegen
keine Angabe

O o0 ooao

Bemerkungen:
[Text]

Frage 2 — Anstellung Lohnzahlung im Stundenlohn im Personalgesetz einfiihren

Bei der Lohnzahlung im Stundenlohn fiir Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Kanton Aargau handelt
es sich nicht um eine Anstellungsform, sondern um eine Ausrichtungsart der Lohnzahlung, die an-
stelle des Monatslohns vereinbart werden kann. Sie ist aktuell lediglich im Lohndekret geregelt. Neu
soll im Personalgesetz die Anstellung mit Lohnzahlung im Stundenlohn eingeflihrt und der Regie-
rungsrat ermachtigt werden, entsprechende Regelungen fur diese Anstellungen festzulegen. Dazu
gehdrt insbesondere die Regelung des Inhalts der Einsatzvereinbarung, wie etwa das durchschnittli-
che Einsatzvolumen, die Anzahl Einsatze, die Fristen und die Méglichkeit der Zu- beziehungsweise
Absage eines Einsatzes sowie den Ferienbezug zu regeln. Dies erfordert die Schaffung von § 3a
Abs. 2 (neu) PersG sowie eine Anpassung von § 3 Abs. 3 Lohndekret.

Siehe Kapitel 4.2.4, 5.3 und 5.33.1.1 des Anhérungsberichts.

Sind Sie einverstanden, dass im Personalgesetz die Anstellung mit Lohnzahlung im Stundenlohn
ausdriicklich vorgesehen und der Regierungsrat zur Regelung der Einzelheiten ermachtigt wird (§ 3a
Abs. 2 (neu) PersG und § 3 Abs. 3 Lohndekret)?

Bitte wahlen Sie eine Antwort aus:

vollig einverstanden
eher einverstanden
eher dagegen
vollig dagegen
keine Angabe

O 0o ooao
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Bemerkungen:

[Text]

Frage 3 — Weiterbeschaftigung nach Erreichen der Altersgrenze im Personalgesetz verankern
Um dem Fachkraftemangel zu begegnen, soll im Personalgesetz ausdricklich vorgesehen werden,
dass eine Weiterbeschaftigung tUber das ordentliche Pensionierungsalter hinaus mdglich ist. Die au-
tomatische Beendigung des Arbeitsverhaltnisses nach Erreichen der Altersgrenze bleibt bestehen,
jedoch kann das Arbeitsverhaltnis befristet weitergefiuihrt werden. Diese Mdéglichkeit besteht heute
bereits auf Verordnungsstufe (§ 17 Abs. 2 PLV) und soll neu auf Gesetzesstufe verankert werden.
Ein Anspruch auf Weiterbeschaftigung besteht nicht. Fir die Verankerung der Weiterbeschaftigung
nach Erreichen der Altersgrenze im Personalgesetz ist die Schaffung von § 13a (neu) PersG vorge-
sehen.

Siehe Kapitel 4.2.5 und 5.12 des Anhérungsberichts.

Sind Sie einverstanden, dass im Personalgesetz die Moglichkeit einer befristeten Weiterbeschafti-
gung nach Erreichen der Altersgrenze vorgesehen wird (§ 13a (neu) PersG)?

Bitte wahlen Sie eine Antwort aus:

vollig einverstanden
eher einverstanden
eher dagegen
vollig dagegen
keine Angabe

O 0O ooao

Bemerkungen:

[Text]

Frage 4 — Verzicht und Abbruch der Bewahrungsfrist in bestimmten Féllen regeln

Gemass geltendem Personalgesetz ist bei einer Kindigung aufgrund von Mangeln in der Leistung
oder im Verhalten eine schriftliche Mahnung mit Ansetzung einer Bewahrungsfrist erforderlich. Es
gibt zurzeit keine gesetzlichen Grundlagen, auf eine Bewahrungsfrist zu verzichten oder eine lau-
fende Bewahrungsfrist abzubrechen.

Neu soll die Méglichkeit geschaffen werden, in bestimmten Fallen auf die Bewahrungsfrist zu ver-
zichten oder eine laufende Bewahrungsfrist abzubrechen. Dies soll beispielsweise dann méglich
sein, wenn die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter ausdricklich erklart oder durch ihr/sein Verhalten
zeigt, dass keine Bereitschaft zur Verbesserung der Leistung oder des Verhaltens besteht. Dazu ist
eine Anpassung von § 10 Abs. 1 lit. ¢ PersG und die Schaffung von § 10a (neu) PersG notwendig.
Mit der Anpassung soll das Kiindigungsverfahren in Situationen vereinfacht werden, in denen eine
Bewahrungsfrist inren Zweck nicht erflllen kann.

Siehe Kapitel 4.2.6, 5.7 und 5.8 des Anhérungsberichts.

Sind Sie damit einverstanden, dass durch die Anpassung von § 10 Abs. 1 lit. ¢ PersG und die Schaf-
fung von § 10a (neu) PersG in bestimmten Fallen auf eine Bewahrungsfrist verzichtet oder eine lau-
fende Bewahrungsfrist abgebrochen werden kann?
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Bitte wahlen Sie eine Antwort aus:

vollig einverstanden
eher einverstanden
eher dagegen
vollig dagegen
keine Angabe

O o0 o0ooao

Bemerkungen:

[Text]

Frage 5 — Kiindigungsfristen fiir befristete Anstellungsverhaltnisse analog zu unbefristeten
festlegen

Im geltenden Personalrecht ist eine Kiindigung befristeter Anstellungsverhaltnisse nur moglich, wenn
ein Kundigungsvorbehalt vertraglich vereinbart wurde (§ 16 Abs. 1 lit. ¢ PLV). Neu soll im Personal-
gesetz eine generelle Kiindigungsmaoglichkeit fiir befristete Anstellungsverhaltnisse vorgesehen wer-
den. Die Kiindigungsfristen sollen aus Gleichbehandlungsgriinden denjenigen der unbefristeten An-
stellungsverhaltnissen entsprechen: Im ersten Anstellungsjahr ein Monat, ab dem zweiten Jahr drei
Monate. Dies erhéht die Flexibilitat fir den Kanton sowie fiir die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. Fir
die Umsetzung ist eine Anpassung von § 9 Abs. 3 PersG erforderlich.

Siehe Kapitel 4.2.7 und 5.6 des Anh6rungsberichts.

Sind Sie einverstanden, dass kiinftig befristete Anstellungsverhaltnisse mit den gleichen Kindi-
gungsfristen wie unbefristete beendet werden kénnen (§ 9 Abs. 3 PersG)?

Bitte wahlen Sie eine Antwort aus:

vollig einverstanden
eher einverstanden
eher dagegen
vollig dagegen
keine Angabe

O o0 o0ooao

Bemerkungen:

[Text]

Frage 6 — Rechtsgrundlage fiir Abfindungen oder vergleichbare Leistungen bei Auflésung des
Anstellungsverhaltnis bei fehlendem iliberwiegendem Verschulden der Mitarbeitenden schaf-
fen

Der Kanton Aargau kennt derzeit keine gesetzliche Regelung fir Abfindungen oder vergleichbare
Leistungen.

Neu soll die Mdglichkeit bestehen, eine Abfindung oder vergleichbare Leistung bei Kiindigung durch
den Kanton aufgrund einer Aufhebung der Stelle aus organisatorischen oder wirtschaftlichen Grin-
den (§ 10 Abs. 1 lit. a PersG) oder bei einer Beendigung im gegenseitigen Einvernehmen ohne Uber-
wiegendes Verschulden seitens Mitarbeiterin oder Mitarbeiter zu gewahren. Die Regelung zur Abfin-
dung oder zu vergleichbaren Leistungen soll den nétigen Handlungsspielraum schaffen, um in
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besonderen Situationen flexibel und angemessen handeln zu kénnen. Dazu ist die Schaffung von §
11b (neu) PersG notwendig.

Siehe Kapitel 4.2.8 und 5.11 des Anhérungsberichts.

Sind Sie einverstanden, dass durch die Schaffung von § 11b (neu) PersG Abfindungen oder ver-
gleichbare Leistungen bei Kiindigungen aufgrund einer Aufhebung der Stelle aus organisatorischen
oder wirtschaftlichen Griinden sowie bei einvernehmlichen Auflésungen des Anstellungsverhaltnis-
ses in Fallen ohne Uberwiegendes Verschulden der Mitarbeiterin oder des Mitarbeiters gewahrt wer-
den kénnen?

Bitte wahlen Sie eine Antwort aus:

vollig einverstanden
eher einverstanden
eher dagegen
vollig dagegen
keine Angabe

O o0 ooao

Bemerkungen:

[Text]

Frage 7 — Anpassungen im Anstellungsverhiltnis im Personalgesetz regein

Das geltende Personalgesetz enthélt bisher keine Bestimmungen dariiber, wann eine einseitige An-
derung des Anstellungsverhaltnisses durch den Kanton zuldssig ist und wann eine Anderungskiindi-
gung erfolgen muss.

Neu soll deshalb gesetzlich geregelt werden, in welchen Fallen eine Anpassung des Anstellungsver-
haltnisses durch den Kanton ohne Anderungskiindigung moglich ist. Dazu gehdren beispielsweise
die Zuweisung eines anderen Arbeitsortes oder Aufgabenbereichs, sofern dies betrieblich notwendig
und fur die betroffene Person zumutbar ist. Andererseits soll festgelegt werden, bei welchen wesent-
lichen Anderungen (zum Beispiel Lohn, Pensum, Dauer des Arbeitsverhaltnisses, Funktion) zwin-
gend eine Anderungskiindigung erfolgen muss. Ziel dieser Neuregelung ist eine klare rechtliche
Grundlage, die sowohl die Interessen des Arbeitgebers als auch die Schutzbedurfnisse der Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter bertcksichtigt. Dazu ist die Schaffung von § 11a (neu) PersG notwendig.

Siehe Kapitel 4.2.9 und 5.10 des Anhérungsberichts.

Sind Sie damit einverstanden, dass durch die Schaffung von § 11a (neu) PersG kunftig klar zwischen
einseitig zuldssigen Anpassungen des Anstellungsverhaltnisses und solchen unterschieden wird, die
eine Anderungskiindigung erfordern?

Bitte wahlen Sie eine Antwort aus:

vollig einverstanden
eher einverstanden
eher dagegen
vollig dagegen
keine Angabe

O oo oo
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Bemerkungen:

[Text]

Frage 8 — Anpassungen bei Nebenbeschiftigungen und 6ffentlichen Amtern

Das Kriterium der ,Inanspruchnahme von Arbeitszeit” fir die Bewilligungspflicht von Nebenbeschafti-
gungen soll aufgehoben werden, da die vielfaltigen Arbeitszeitmodelle dieses Kriterium nicht mehr
widerspiegeln. Bewilligungspflichtig bleiben nur Nebenbeschaftigungen bei méglicher Interessenskol-
lision oder bei Uberschreitung eines Vollzeitpensums. Zudem soll die Bewilligungspflicht auf die Aus-
Ubung — und nicht nur auf die Bewerbung — eines 6ffentlichen Amtes ausgeweitet werden, um eine
Gesetzesliicke zu schliessen. Fiir beide Anpassungen sind Anderungen in den §§ 27 und 28 PersG
vorgesehen.

Siehe Kapitel 4.2.10.2, 4.2.10.3, 4.2.10.4, 5.24 und 5.25 des Anhérungsberichts.

Sind Sie einverstanden, dass die Anpassungen bei Nebenbeschaftigungen und éffentlichen Amtern
vorgenommen werden (§§ 27 und 28 PersG)?

Bitte wahlen Sie eine Antwort aus:

vollig einverstanden
eher einverstanden
eher dagegen
vollig dagegen
keine Angabe

O o0 o0ooao

Bemerkungen:

[Text]

Fragen zu Verfahren

Frage 9 — Rechtsgrundlage fiir vorsorgliche Massnahmen schaffen

Im Personalgesetz fehlen derzeit Regelungen fiir vorsorgliche Massnahmen, die zum Schutz &ffentli-
cher oder betrieblicher Interessen nétig sein kdnnen. Das ist etwa dann der Fall, wenn Hinweise auf
schwerwiegende Pflichtverletzungen bestehen, ein Strafverfahren oder eine Administrativuntersu-
chung lauft oder gewichtige Interessen des Kantons gefahrdet sind. Die meisten umliegenden Kan-
tone sowie der Bund verfugen bereits Uber entsprechende gesetzliche Grundlagen.

Neu soll der Kanton die Moéglichkeit erhalten, in solchen Fallen vorsorgliche Massnahmen zu treffen
— beispielsweise eine Freistellung, die Einschrankung von Zugriffsrechten oder eine vorlaufige Lohn-
sistierung. Diese neue Regelung soll im Personalgesetz in § 13b (neu) PersG verankert werden.

Siehe Kapitel 4.3.2 und 5.13 des Anhdérungsberichts.

Sind Sie damit einverstanden, dass vorsorgliche Massnahmen durch die Schaffung von § 13b (neu)
PersG ausdrticklich geregelt und der Anstellungsbehdérde zur Wahrung betrieblicher und 6ffentlicher
Interessen zur Verfiigung gestellt werden?

Bitte wahlen Sie eine Antwort aus:
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vollig einverstanden
eher einverstanden
eher dagegen
vollig dagegen
keine Angabe

O 0O o0ooao

Bemerkungen:

[Text]

Frage 10 — Meldung von Missstanden gesetzlich regein

Aktuell schitzt das Personalgesetz Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter lediglich vor einer Verletzung
des Amtsgeheimnisses, wenn sie nach Ausschoépfung des Dienstwegs schwerwiegende Missstéande
an die Prasidentin oder den Prasidenten des Grossen Rats melden. Es besteht weder ein detaillier-
tes Verfahren zur Meldung von Missstanden noch ein weitergehender Schutz, etwa vor Kiindigung
oder Laufbahnhemmnissen.

Neu sollen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter berechtigt sein, Missstadnde in Zusammenhang mit
Verstdssen gegen rechtliche Bestimmungen sowie sonstigen Unregelmassigkeiten in der kantonalen
Verwaltung oder bei Gerichten in gutem Glauben an die Finanzkontrolle zu melden. Zulassige Mel-
dungen Uber Missstande sollen keine negativen rechtlichen Konsequenzen fir die betroffenen Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter haben und diese durfen dadurch in ihrer beruflichen Stellung nicht be-
nachteiligt werden. Die rechtlichen Grundlagen dazu sollen im Personalgesetz (§ 23a (neu) PersG)
und das Verfahren im Gesetz (iber die Finanzkontrolle (GFK) vom 11. Januar 2005 (SAR 612.200)
verankert werden.

Siehe Kapitel 4.3.4, 4.9.2,5.22 und 5.32.2 des Anhérungsberichts.

Sind Sie einverstanden, dass im Personalgesetz mit § 23a (neu) PersG eine gesetzliche Regelung
zur Meldung von Missstanden geschaffen wird und das Verfahren im Gesetz Uber die Finanzkon-
trolle (§§ 17a bis 17d GFK) festgelegt wird?

Bitte wahlen Sie eine Antwort aus:

vollig einverstanden
eher einverstanden
eher dagegen
vollig dagegen
keine Angabe

O 0o g o

Bemerkungen:

[Text]
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Frage 11 — Paritat bei Schlichtungsverhandlung beriicksichtigen

Kinftig soll bei Schlichtungsverhandlungen eine paritatische Zusammensetzung von Vertretenden
der Arbeitgeber- und Arbeitnehmerseite gewahrleistet sein. Zur Umsetzung soll im Personalgesetz
erganzt werden, dass Arbeitgebenden- und Arbeithehmendenseite ausreichend in der Schlichtungs-
kommission vertreten sind. Zusatzlich soll die Anzahl der vom Regierungsrat gewahlten Mitglieder
der Schlichtungskommission um vier erhoht (§ 37 Abs. 3 PersG) werden. Dies erméglicht eine flexib-
lere Besetzung der Schlichtungsverfahren im Einklang mit den Vorgaben.

Siehe Kapitel 4.3.5 und 5.27 des Anhérungsberichts.

Sind Sie einverstanden, dass das Personalgesetz dahingehend erganzt wird, dass Arbeitgebenden-
und Arbeitnehmendenseite ausreichend in der Schlichtungskommission vertreten sind und die An-
zahl der Mitglieder der Schlichtungskommission um vier erhéht wird (§ 37 Abs. 3 PersG)?

Bitte wahlen Sie eine Antwort aus:

vollig einverstanden
eher einverstanden
eher dagegen
vollig dagegen
keine Angabe

O 0O ooao

Bemerkungen:

[Text]

Frage 12 — Schlichtungsverfahren auf Gemeinden, Gemeindeverbdnde und andere 6ffentlich-
rechtliche Kérperschaften ausweiten

Im Rahmen der Revision des Personalrechts soll das Schlichtungsverfahren auf die 6ffentlich-rechtli-
chen Anstellungsverhaltnisse von Gemeinden, Gemeindeverbanden und anderen 6ffentlich-rechtli-
chen Kdrperschaften mit Ausnahme der Landeskirchen ausgedehnt werden. Die Umsetzung erfolgt
durch eine Anpassung von § 48 Abs. 1 PersG.

Siehe Kapitel 4.3.6 und 5.29 des Anhérungsberichts.

Sind Sie mit der Ausweitung des Schlichtungsverfahrens auf die 6ffentlich-rechtlichen Anstellungs-
verhaltnisse von Gemeinden, Gemeindeverbanden und anderen &ffentlich-rechtlichen Kérperschaf-
ten, mit Ausnahme der Landeskirchen, einverstanden (§ 48 Abs. 1 PersG)?

Bitte wahlen Sie eine Antwort aus:

vollig einverstanden
eher einverstanden
eher dagegen
vollig dagegen
keine Angabe

O o0 oo o

Bemerkungen:

[Text]
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Fragen zu Arbeitsunfdhigkeit bei Krankheit und Unfall und Personenversicherungen

Frage 13 — Wahlmoglichkeit fiir den Regierungsrat einfiihren fiir eine Eigenfinanzierung oder
eine Versicherungslésung der Taggelder

Der Kanton Aargau ist derzeit gesetzlich verpflichtet, ab dem siebten Monat Arbeitsunfahigkeit in-
folge Krankheit fur seine Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter eine Krankentaggeldversicherung abzu-
schliessen. Im Zusammenhang mit den Ausschreibungen der Krankentaggeldversicherung wurde
festgestellt, dass nur wenige Offerten eingehen, was die Auswahl geeigneter Anbieter erheblich ein-
schrankt und eine stabile Planung erschwert.

Neu soll der Regierungsrat die Moglichkeit erhalten, flexibel zu entscheiden, ob und ab wann eine
Krankentaggeldversicherung abgeschlossen oder ob stattdessen eine Eigenfinanzierung gewahit
wird. Dies soll jeweils auf Basis der aktuellen Prémienlage, der Anbieter auf dem Markt und dem
Leistungsverlauf erfolgen konnen. Dazu ist eine Anpassung von § 16a PersG notwendig.

Siehe Kapitel 4.4.2 und 5.17 des Anhdérungsberichts.

Durch eine Fremdanderung soll im Gesetz Uber die Anstellung von Lehrpersonen eine analoge An-
passung vorgenommen werden (siehe Kapitel 4.9.1 und 5.32.1 des Anhdérungsberichts).

Sind Sie einverstanden, dass der Regierungsrat kiinftig entscheiden kann, ob der Kanton Krankheits-
taggelder Uber eine Versicherung oder durch Eigenfinanzierung abdeckt (§ 16a PersG und § 18a
GAL)?

Bitte wahlen Sie eine Antwort aus:

vollig einverstanden
eher einverstanden
eher dagegen
vollig dagegen
keine Angabe

O o0 o0ooao

Bemerkungen:

[Text]

Frage 14 — Automatische Auflésung des Anstellungsverhaltnisses bei Erschopfung des An-
spruches auf Lohnfortzahlung festhalten

Aktuell endet das Anstellungsverhaltnis automatisch mit Ausrichtung einer vollen Invalidenrente. Die
Rechtsordnung geht davon aus, dass im Regelfall nach zwei Jahren Arbeitsunfahigkeit ein Anspruch
auf Invalidenleistungen entsteht. In der Praxis entsteht der Anspruch darauf aber oft nicht oder nur
teilweise, da vielfach keine vollstdndige Erwerbsunfahigkeit vorliegt. Besteht kein Anspruch auf Inva-
lidenleistungen, ist unklar, wie und wann das Anstellungsverhaltnis aufgeldst werden kann. Neu soll
das Anstellungsverhaltnis automatisch enden, sobald der Anspruch auf Lohnfortzahlung wegen
Krankheit oder Unfall erschopft ist — unabhangig von einer Invalidenrente. Dazu ist die Schaffung von
§ 9 Abs. 2 lit. ¢ (neu) PersG notwendig.

Siehe Kapitel 4.4.4 und 5.6 des Anhérungsberichts.

Durch eine Fremdanderung soll im Gesetz (iber die Anstellung von Lehrpersonen eine analoge An-
passung vorgenommen werden (siehe Kapitel 4.9.1 und 5.32.1 des Anhdérungsberichts).
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Sind Sie einverstanden, dass das Anstellungsverhaltnis kiinftig automatisch endet, wenn der An-
spruch auf Lohnfortzahlung bei Arbeitsunfahigkeit erschdpft ist (§ 9 Abs. 2 lit. ¢ (neu) PersG und § 10
Abs. 2 lit. d (neu) GAL)?

Bitte wahlen Sie eine Antwort aus:

vollig einverstanden
eher einverstanden
eher dagegen
vollig dagegen
keine Angabe

O 0O o0ooao

Bemerkungen:

[Text]

Frage 15 — Hohe der Lohnfortzahlung ab dem siebten Monat auf einen fixen Prozentwert der
bisherigen Bruttobesoldung festsetzen

Aktuell wird ab dem siebten Monat einer Arbeitsunfahigkeit infolge Krankheit oder Unfall der Lohn in
der Hoéhe des durchschnittlichen Nettolohns der letzten zwdlf Monate ausgerichtet. Diese Berech-
nungsweise ist fir Personalabteilungen und Versicherungen aufwandig und fehleranfallig. Kiinftig
soll eine einfachere und transparente Regelung gelten. Ab dem 181. Krankheitstag soll eine Lohn-
fortzahlung von 90 % des bisherigen Bruttolohns gewahrt werden. Fir die Umsetzung ist § 17 Abs.
10 (neu) Lohndekret zu schaffen.

Siehe Kapitel 4.10.1.2 und 5.33.1.4 des Anhdérungsberichts.

Durch eine Fremdanderung soll im Lohndekret Lehrpersonen eine analoge Bestimmung aufgenom-
men werden (siehe Kapitel 4.10.2 und 5.33.2 des Anhdrungsberichts).

Sind Sie einverstanden, dass ab dem siebten Monat einer Krankheit oder eines Unfalls neu 90 % des
Bruttolohns als Lohnfortzahlung (§ 17 Abs. 1bis (neu) Lohndekret und § 19 Abs. 1°s (neu) LDLP) aus-
gerichtet werden?

Bitte wahlen Sie eine Antwort aus:

vollig einverstanden
eher einverstanden
eher dagegen
vollig dagegen
keine Angabe

O o0 o0ooao

Bemerkungen:

[Text]
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Frage 16 — Kiirzere Dauer der Lohnfortzahlung fiir besondere Fille festlegen

Aktuell besteht bei Arbeitsunfahigkeit infolge Krankheit und Unfall ein Anspruch auf Lohnfortzahlung
von bis zu 24 Monaten, unabhangig von der Art des Anstellungsverhaltnisses oder dem Alter der Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter. Diese Regelung soll differenziert werden. Fir befristete Anstellungen
von héchstens einem Jahr soll die Lohnfortzahlung kunftig auf die Dauer der Befristung begrenzt
werden. Zudem soll fir Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die bei Beginn oder wahrend der Arbeitsun-
fahigkeit das ordentliche Pensionierungsalter gemass Pensionskassendekret liberschreiten, die
Lohnfortzahlung auf sechs Monate beschrankt werden. Ziel ist eine verhaltnismassige und praxis-
taugliche Regelung. Die Umsetzung bedarf der Schaffung von § 17b (neu) Lohndekret.

Siehe Kapitel 4.10.1.3 und 5.33.1.4 des Anhérungsberichts.

Durch eine Fremdanderung soll im Lohndekret Lehrpersonen eine analoge Bestimmung aufgenom-
men werden (siehe Kapitel 4.10.2 und 5.33.2 des Anhoérungsberichts).

Sind Sie einverstanden, dass bei befristeten Anstellungen von einem Jahr oder weniger (§ 17b Abs.
1 (neu) Lohndekret und § 19b Abs. 1 (neu) LDLP) sowie bei Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Pen-
sionsalter (§ 17b Abs. 2 (neu) Lohndekret und § 19b Abs. 2 (neu) LDLP) eine kiirzere Dauer der
Lohnfortzahlung vorgesehen wird?

Bitte wahlen Sie eine Antwort aus:

vollig einverstanden
eher einverstanden
eher dagegen
vollig dagegen
keine Angabe

O o0 o0ooao

Bemerkungen:

[Text]

Frage 17 — Kiirzungsmoglichkeiten des Anspruchs auf Lohnfortzahlung bei Verweigerung der
Mitwirkungspflichten vorsehen

Aktuell sieht das geltende Personalrecht eine Kirzung des Lohnfortzahlungsanspruchs nur bei ab-
sichtlich oder grobfahrlassig verschuldeter Arbeitsunfahigkeit vor (§ 17 Abs. 3 Lohndekret). Neu sol-
len weitere Kiirzungsmaoglichkeiten erganzt werden, insbesondere bei Verweigerung oder Verzdge-
rung der Mitwirkungspflichten im Lohnfortzahlungsprozess beziehungsweise beim Case Manage-
ment oder bei vertrauensarztlichen Untersuchungen. Die Umsetzung bedarf der Schaffung von § 17¢c
(neu) Lohndekret.

Siehe Kapitel 4.10.1.4 und 5.33.1.7 des Anhérungsberichts.

Durch eine Fremdanderung soll im Lohndekret Lehrpersonen eine analoge Bestimmung aufgenom-
men werden (siehe Kapitel 4.10.2 und 5.33.2 des Anhoérungsberichts).

Sind Sie damit einverstanden, die Kiirzungsmaoglichkeiten des Anspruchs auf Lohnfortzahlung aus-
zuweiten, wenn die Mitarbeiterin oder der Mitarbeiter die ihr oder ihm obliegenden Mitwirkungspflich-
ten bei Arbeitsunfahigkeit verletzt (§ 17¢ (neu) Lohndekret und § 19¢ (neu) LDLP)?

12 von 17



Bitte wahlen Sie eine Antwort aus:

vollig einverstanden
eher einverstanden
eher dagegen
vollig dagegen
keine Angabe

O o0 o0ooao

Bemerkungen:

[Text]

Frage 18 — Case Management Regelungen anpassen

Die Bestimmungen zum Case Management im Personalgesetz sind knappgehalten. Es fehlen insbe-
sondere Aussagen zum Ziel und zu den Voraussetzungen. Das Personalgesetz soll um klare Ziele
und Voraussetzungen fir das Case Management erganzt werden. Dieses soll die rasche Rickkehr
an den Arbeitsplatz sowie die Verhinderung von Invaliditdt zum Ziel haben und bei langerer Arbeits-
unfahigkeit infolge Krankheit oder Unfall eingesetzt werden. Der Regierungsrat soll flexibel entschei-
den kénnen, ob das Case Management von einer internen oder externen Fachstelle oder von einem
Versicherer durchgefiihrt wird. Dazu ist eine Anpassung von § 29a PersG notwendig.

Siehe Kapitel 4.4.5 und 5.26 des Anhérungsberichts.

Durch eine Fremdanderung soll im Gesetz Uber die Anstellung von Lehrpersonen eine analoge An-
passung vorgenommen werden (siehe Kapitel 4.9.1 und 5.32.1 des Anhdrungsberichts).

Sind Sie einverstanden, dass die Regelungen zum Case Management im Personalgesetz entspre-
chend angepasst werden (§ 29a PersG und § 32a GAL)?

Bitte wahlen Sie eine Antwort aus:

vollig einverstanden
eher einverstanden
eher dagegen
vollig dagegen
keine Angabe

O o0Oooao

Bemerkungen:

[Text]
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Fragen zu weiteren Themen

Frage 19 — Aktualisierung der Begrifflichkeiten und gemeinsame Verantwortung in der Perso-
nalentwicklung

Die Begrifflichkeiten im Personalgesetz zur Weiterbildung sind seit 25 Jahren unverandert geblieben
und wurden nicht an aktuelle Veranderungen und Trends angepasst. Die Begriffe wie betriebliche
Bildung sowie Aus-, Fort- und Weiterbildung sollen basierend auf dem Personalentwicklungskonzept
sowie dem Berufsbildungskonzept aktualisiert werden (§§ 18 Abs. 2 und 19 PersG). Zudem soll die
Verantwortung fir die berufliche Entwicklung kiinftig als gemeinsame Aufgabe von Mitarbeitenden
und Arbeitgeber anstatt als alleinige Aufgabe der Mitarbeitenden auf Gesetzesstufe verankert wer-
den (§ 22 Abs. 2 PersG). Dazu sind Anpassungen von §§ 18 Abs. 2,19 und 22 Abs. 2 PersG notwen-
dig.

Siehe Kapitel 4.5.2, 4.5.3, 5.18, 5.19 und 5.20 des Anhérungsberichts.

Sind Sie einverstanden, dass die Begrifflichkeiten der Personalentwicklung aktualisiert und die Ver-
antwortung fiir die Personalentwicklung als gemeinsame Aufgabe geregelt werden (§§ 18 Abs. 2, 19
und 22 Abs. 2 PersG)?

Bitte wahlen Sie eine Antwort aus:

vollig einverstanden
eher einverstanden
eher dagegen
vollig dagegen
keine Angabe

O 0Oooao

Bemerkungen:

[Text]

Frage 20 — Begrifflichkeiten und Rahmenbedingungen fiir Personalpolitik anpassen

Gemass aktueller Regelung hat er Regierungsrat zu Beginn einer Legislaturperiode ein Leitbild fir
die Personalpolitik zu erlassen. Im Zuge der Modernisierung und der strategischen Weiterentwick-
lung der HR-Arbeit hat der Regierungsrat das Ziel gesetzt, anstelle eines Leitbilds erstmals eine Per-
sonalstrategie zu erarbeiten. Das aktuell im Personalgesetz verankerte "Leitbild fir die Personalpoli-
tik" (§ 2 Abs. 1 PersG) soll aufgrund der Weiterentwicklung der HR-Arbeit durch die vom Regie-
rungsrat verabschiedete HR-Strategie ersetzt werden. Kiinftig soll sich die Personalpolitik am Ent-
wicklungsleitbild des Kantons gemass § 10 Gesetz liber die wirkungsorientierte Steuerung von Auf-
gaben und Finanzen (GAF) und den Erfordernissen der Arbeitswelt orientieren. Dazu ist eine Anpas-
sung von § 2 PersG notwendig.

Siehe Kapitel 4.6.2 und 5.1 des Anh6rungsberichts.

Sind Sie einverstanden, dass der Begriff "Leitbild fir die Personalpolitik" durch die HR-Strategie im
Personalgesetz ersetzt wird und sich die Personalpolitik am Entwicklungsleitbild des Kantons und
den Erfordernissen der Arbeitswelt orientiert (§ 2 PersG)?

14 von 17



Bitte wahlen Sie eine Antwort aus:

vollig einverstanden
eher einverstanden
eher dagegen
vollig dagegen
keine Angabe

O o0 o0ooao

Bemerkungen:

[Text]

Frage 21 — Verweisungen vereinheitlichen

Im Personalgesetz finden sich statische Verweise auf das Obligationenrecht mit dem Stand vom

1. Januar 1998 (§§ 7 und 44 Abs. 2 PersG). Diese filhren dazu, dass neuere Bundesregelungen
nicht automatisch flir den Kanton Aargau gelten. Dadurch ist im Laufe der Zeit eine Diskrepanz zwi-
schen den aktuellen Regelungen des Obligationenrechts und denen entstanden, die kraft statischen
Verweises auf eine altere Fassung des Obligationenrechts im Personalgesetz fiir den Kanton Aargau
gelten. Um eine automatische Anpassung an Anderungen im Bundesrecht zu gewahrleisten, sollen
diese statischen Verweise durch dynamische ersetzt werden. Damit die Grundsatze des Sozialplans
optimal auf die kantonalen Gegebenheiten abgestimmt werden konnen, soll der Regierungsrat die
Kompetenz erhalten, die Einzelheiten und das Verfahren auf Verordnungsstufe zu regeln. Dazu sind
Anpassungen von §§ 7 und 44 Abs. 2 PersG notwendig.

Siehe Kapitel 4.7.2, 5.4 und 5.31 des Anhérungsberichts.

Sind Sie einverstanden, dass die statischen Verweise auf das Obligationenrecht durch dynamische
ersetzt werden und der Regierungsrat ermachtigt wird, die Einzelheiten und das Verfahren zum Sozi-
alplan zu regeln (§§ 7 und 44 Abs. 2 PersG)?

Bitte wahlen Sie eine Antwort aus:

vollig einverstanden
eher einverstanden
eher dagegen
vollig dagegen
keine Angabe

O 0o g o

Bemerkungen:

[Text]
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Frage 22 — Regelungen zum Datenschutz ergidnzen

Im Anstellungsverhaltnis ist die Bearbeitung besonders schutzenswerter Personendaten, etwa zu ge-
sundheitlichen Aspekten der Arbeitsfahigkeit, im Rahmen des Case Managements oder im Zusam-
menhang mit Meldungen an die obligatorischen Versicherungen, unvermeidbar und gehort zum All-
tag im Personalbereich. Neu soll im Personalgesetz festgehalten werden, zu welchen Zwecken und
mit welchen Kategorien von Daten eine Bearbeitung, einschliesslich Profiling, zuldssig ist. Damit wird
sichergestellt, dass auch in Zukunft eine rechtskonforme, transparente und nachvollziehbare Daten-
bearbeitung im Personalwesen mdglich ist. Flir die Umsetzung bedarf es einer Anpassung von § 14
PersG und der Einflihrung eines § 14a (neu) PersG.

Siehe Kapitel 4.7.3, 5.15 und 5.16 des Anhérungsberichts.

Sind Sie einverstanden, dass im Personalgesetz ausdricklich geregelt wird, in welchen Fallen die
Bearbeitung besonders schiitzenswerter Personendaten einschliesslich Profiling zulassig ist (§ 14a
(neu) PersG)?

Bitte wahlen Sie eine Antwort aus:

vollig einverstanden
eher einverstanden
eher dagegen
vollig dagegen
keine Angabe

O o0 o0ooao

Bemerkungen:

[Text]

Frage 23 — Anfangslohn und Lohnanpassungen in Vertragsform regein

Heute wird der Anfangslohn der Mitarbeitenden der kantonalen Verwaltung in einer separaten Verfi-
gung zusatzlich zum Anstellungsvertrag festgelegt. Diese Trennung ist schwer verstandlich und er-
zeugt zusatzlichen administrativen Aufwand.

Neu soll der Anfangslohn direkt im Anstellungsvertrag geregelt werden. Auch jahrliche Lohnanpas-
sungen sollen kinftig als vertragliche Mitteilungen gelte, zu denen keine Verfligung mehr erstellt
wird. Mitarbeitende kdnnen bei Uneinigkeit eine Uberpriifung im Klageverfahren mit vorgelagertem
Schlichtungsverfahren verlangen. Fir die neue Regelung sind die §§ 7 und 8 des Lohndekrets anzu-
passen.

Siehe Kapitel 4.10.1.1, 5.33.1.2 und 5.33.1.3 des Anhérungsberichts.

Sind Sie einverstanden, dass der Anfangslohn neu direkt im Anstellungsvertrag geregelt wird (§ 7
Lohndekret) und dass jahrliche Lohnanpassungen kinftig nicht mehr mittels Verfligung erfolgen,
sondern als vertragliche Mitteilung gelten (§ 8 Abs. 3 (neu) Lohndekret)?

Bitte wahlen Sie eine Antwort aus:

vollig einverstanden
eher einverstanden
eher dagegen
vollig dagegen
keine Angabe

O o0Oooao
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Bemerkungen:

[Text]

Schlussbemerkungen:

[Text]
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